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Antrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hart-
mann, Christine Kamm, Thomas Gehring, Ulrike 
Gote, Jürgen Mistol, Gisela Sengl, Kerstin Celina, 
Ulrich Leiner und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN) 

Auswirkung der neuen Förderrichtlinie auf die 
Asylsozial- und Integrationsberatung  

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, dem zuständi-
gen Ausschuss des Landtags schriftlich und mündlich 
über die Umsetzung der neuen „Richtlinie für die För-
derung der sozialen Beratung, Betreuung und Integra-
tion von Menschen mit Migrationshintergrund (Bera-
tungs- und Integrationsrichtlinie – BIR)“ und die zu-
künftige Gestaltung der Asylsozial- und Integrations-
beratung in Bayern zu berichten. 

Dabei sind insbesondere folgende Probleme zu be-
achten: 

─ Welche Auswirkungen hat die neue Förderrichtli-
nie auf die Stellenausstattung der Asylsozial- und 
Migrationsberatung in den einzelnen Städten und 
Landkreisen? 

─ Wie soll zukünftig ein flächendeckendes und be-
darfsorientiertes Beratungsangebot insbesondere 
im ländlichen Raum sichergestellt werden? 

─ Welche Auswirkungen hat der Verzicht auf die 
Vorgabe fester Betreuungsschlüssel auf die zu-
künftige Ausgestaltung der Asylsozialberatung? 

─ Wie soll die Asylsozialberatung in großen Sonder-
einrichtungen, wie den Aufnahmeeinrichtungen und 
Transitzentren, zukünftig sichergestellt werden? 

─ Kommt es bei der Neubesetzung frei werdender 
Stellen aufgrund des erhöhten Abstimmungsauf-
wands durch die neue Förderrichtlinie zu Verzöge-
rungen? 

─ Wie werden Assistenz- und Kinderbetreuungskräf-
te zukünftig bei der Förderung berücksichtigt? 

─ Sieht die Staatsregierung eine Möglichkeit zur Er-
höhung der maximalen Förderung auf 90 Prozent 
der zuwendungsfähigen Gesamtausgaben? 

─ Sollen zukünftig auch freie Träger Zuwendungs-
empfänger bei den Mitteln für die Integrationslos-
ten werden können? 

─ Wie beurteilt die Staatsregierung die Forderung 
der Träger der Integrationsberatung, die Pauscha-
le für die Koordinierungs- und Verwaltungskräfte 
deutlich zu erhöhen? 

─ Welche Auswirkungen hat die neue Förderrichtli-
nie auf die Umsetzung des Subsidiaritätsprinzips? 

─ Wie werden die obligatorischen Zuständigkeitsver-
einbarungen zwischen freien und öffentlichen Trä-
gern auf kommunaler Ebene umgesetzt? 

 

 

Begründung: 

Aufgrund der zum 01.01.2018 in Kraft getretenen BIR 
besteht die Befürchtung, dass die bisherige flächen-
deckende Infrastruktur im Bereich der Migrations- und 
Asylsozialberatung durch die neuen Fördermodalitä-
ten gefährdet wird und die gewachsene Beratungs-
landschaft insbesondere im Bereich der Asylsozialbe-
ratung durch die Neuverteilung der Fördermittel ge-
schwächt werden könnte. Die Kennzahlen über die 
Zuwanderung aus dem Ausländerzentralregister sind 
als Bemessungsgrundlage für die regionale Verteilung 
der Fördermittel ungeeignet und gewährleisten kein 
bedarfsorientiertes Beratungsangebot. Die Zusam-
menlegung von Asylsozialberatung und Migrationsbe-
ratung darf jedoch nicht zu Personalabbau und Ver-
sorgungslücken führen. 

Der Verzicht auf klare Vorgaben zu einem Stellen-
schlüssel für die Asylsozialberatung führt bei den Trä-
gern zu großer Planungsunsicherheit. Insbesondere 
für die Beratung in den Aufnahmeeinrichtungen und 
Transitzentren fehlen jegliche Vorgaben in der neuen 
Förderrichtlinie. Dies führte bereits unmittelbar nach 
Inkrafttreten der Richtlinie dazu, dass freiwerdende 
Stellen in den Aufnahmeeinrichtungen zunächst nicht 
mehr neu besetzt werden. 

Beim förderfähigen Personal werden notwendige As-
sistenz- und Kinderbetreuungskräfte nicht mehr be-
rücksichtigt. Auch die Deckelung der maximalen För-
dersumme auf 80 Prozent der zuwendungsfähigen 
Gesamtausgaben stellt insbesondere kleinere Träger 
vor große Probleme. Die Pauschale für die Koordinie-
rungs- und Verwaltungskräfte der Träger ist mit 
3 Prozent der Fördersumme viel zu niedrig angesetzt. 
Sie sollte wie bisher bei der Asylsozialberatung bis zu 
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10 Prozent der Zuwendungssumme ausmachen kön-
nen. 

Auch die Zuständigkeit für die Beratungsstellen muss 
eindeutig definiert und nach dem Subsidiaritätsprinzip 
vorrangig bei der Freien Wohlfahrtspflege verortet 

werden. Die Förderung im Bereich der Integrationslot-
sen ist bisher exklusiv bei den Landkreisen angesie-
delt. Dieser Förderbereich sollte ebenfalls für die Ver-
bände der Freien Wohlfahrtspflege geöffnet werden. 

 


